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Einleitung 

Welche Rechtsbeziehungen bestehen zwischen den verschiedenen Vertrags-
partnern einer Person? Diese Frage wird für das Mietnachbarverhältnisses und 
das Arbeitskollegenverhältnisses untersucht. 

Die verschiedenen Vertragsparteien einer Person, also etwa die Mietnachbarn 
oder Arbeitskollegen, werden hier als Nebenparteien  bezeichnet. Ähnlich wie 
die Nebentäter im Deliktsrecht stehen die Nebenparteien unverbunden neben-
einander, insbesondere ohne daß sie ihren Kontakt durch einvernehmliches 
Zusammenwirken hergestellt hätten. Es verbindet sie aber der Bezug zu dem 
Dritten, dem Vertragspartner.  Dabei sollte nicht verwirren, daß der Begriff 
"Partei" auch eine prozessuale Bedeutung hat. Zum einen könnte es denselben 
Terminus mit verschiedener Bedeutung im Prozeßrecht und im materiellen 
Recht geben,1 zum anderen aber kennt das Zivilprozeßrecht keine Neben-
parteien. 

I . Problemstellung 

Das Mietrecht und das Arbeitsrecht behandeln nahezu ausschließlich die 
Rechtsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien. Außer Betracht bleibt dabei 
weitgehend, daß auch die Nebenparteien, die Mietnachbarn eines Hauses bzw. 
die Arbeitskollegen eines Betriebes, untereinander in oftmals engem Kontakt 
stehen und daraus zahlreiche Ausgleichs- und Regelungsbedürfhisse entstehen. 
Nur wenige Vorschriften des Miet- und des Arbeitsrechts beziehen sich über-
haupt auf das Verhältnis der Nebenparteien. In § 554a BGB wird die Störung 
des Hausfriedens als Kündigungsgrund für den Vermieter anerkannt, § 104 
BetrVG gibt dem Betriebsrat einen Anspruch, vom Arbeitgeber die Entlassung 
oder Versetzung eines Arbeitnehmers zu verlangen, der den Betriebsfrieden 
stört. Das Beschäftigtenschutzgesetz vom 24.6.1994 bietet einen gewissen 
Schutz vor sexueller Belästigung durch Arbeitskollegen. Darüber hinaus wird 

1 Das zeigt schon der Anspruchsbegriff;  dazu Larenz,  Allgemeiner Teil, § 14, besonders unter 
IV (S. 263 ff.),  der freilich gegen die h.L. einen einheitlichen Anspruchsbegriff  begründet. 
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in jüngerer Zeit ein Fall der Störung durch Arbeitskollegen unter dem Stich-
wort des "Mobbing" erörtert. Die tatsächlich auftretenden Fragen sind vielfälti-
ger, als die spärlichen Regelungen vermuten lassen. 

Praktisch geht es häufig um die Lösung von Konfliktsituationen. So, wenn 
ein Mieter den anderen durch laute Musik beeinträchtigt,2 oder dadurch, daß 
die von ihm durch Fütterung angelockten Tauben den Betrieb des Gartencafes 
im Erdgeschoß beeinträchtigen.3 Nicht selten haben Wasserschaden-Fälle die 
Rechtsprechung beschäftigt.4 Für das Arbeitsrecht gibt die Entscheidung des 
Großen Senats des BAG zum Haftungsausschluß unter Arbeitskollegen5 ein 
Beispiel dafür, daß auch in ihrem Verhältnis der Integritätsschutz eine erhebli-
che Rolle spielt. Der Haftungsausschluß, den das Gericht dort begründet hat, 
und der nunmehr in § 637 RVO festgeschrieben ist, regelt die Verhältnisse 
keineswegs abschließend, gilt er doch nur für Personenschäden, nicht etwa für 
Sachschäden6 oder reine Vermögensschäden.7 In den genannten Beispielen stellt 
sich die Frage, nach welchen Regeln die Nebenparteien einander Rücksicht 
schulden und gegebenenfalls auch haften. 

Über den Konfliktausgleich hinaus können weitere Fragen auftreten, etwa 
dann, wenn sich einmal die Mieter eines Hauses eine Hausordnung oder die 
Arbeitnehmer eines Betriebes eine Betriebsordnung geben wollen. Die Miet-
nachbarn könnten etwa daran interessiert sein, die Benutzung von Gemein-
schaftsanlagen, z.B. einer Waschküche oder eines Hobbyraums, zu regeln oder 
einen Plan für die Treppenhausreinigung oder Schneeräumung festzulegen. 
Arbeitskollegen könnten das Ziel verfolgen, einen Turnus für bestimmte Vor-
oder Aufräumarbeiten  oder auch allgemeine Verhaltensregeln aufzustellen. 
Auch das Verhältnis der Mietergesamtheit gegenüber dem Vermieter kommt 
als Regelungsgegenstand in Betracht, z.B. wenn die Mieter es vorziehen, selbst 
einen Verteilungsschlüssel für angefallene Nebenkosten festzusetzen.8 In diesen 

2 OLG München, NJW-RR 1992, 1097 (Violinspiel); LG Berlin, MM 1991, 329 f. (Tonband); 
LG München, DWW 1991, 111 (Trittschall). 

3 AG Karlsruhe, NJW-RR 1992, 463 f. (Tauben); AG Bonn, NJW 1986, 1114 (Katzen). 
4 BGH, NJW 1969, 41; LG Köln, NJW 1977, 810. 
5 BAGE 5, 1 ff. 
6 Im Fall von BAG, AP Nr. 2 zu § 324 BGB (Barbrand), waren auch eingebrachte Gegenstände 

eines Arbeitnehmers einem von Geschäftsführer  und Conferencier  durch unterlassen verursachten 
Brand zum Opfer gefallen. 

7 LAG Frankfurt  a.M., DB 1991, 552: Ein (vorgesetzter) Arbeitnehmer listet seinem Kollegen 
eine Belohnung von DM 3.000,-- ab, die dieser vom Arbeitgeber erhalten hatte. 

8 So im Fall von KG, JW 1928, 525 f. 
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Fällen fragt sich, ob die Nebenparteien über die Möglichkeit eines freiwilligen 
Zusammenschlusses hinaus einander schon so verbunden sind, daß sich daraus 
die Möglichkeit ergäbe, einen gemeinsamen Bereich gemeinschaftlich zu 
ordnen und zu gestalten. 

Die gewählte Beschränkung der Untersuchung auf das Mietnachbar- und das 
Arbeitskollegenverhältnis liegt zum einen darin begründet, daß dort die Berüh-
rungspunkte besonders zahlreich sind. Während die Kunden einer Bank oder 
eines Restaurants eher zufällig und außerdem nur flüchtig zusammentreffen, 
haben Mietnachbarn und Arbeitskollegen bestimmungsgemäß miteinander zu 
tun und sind dadurch individualisiert, ihr Kontakt ist oftmals sehr intensiv. Vor 
allem der Konfliktausgleich spielt in diesen Beziehungen deswegen eine be-
sondere Rolle, weil es den Beteiligten nicht ohne weiteres möglich oder zumut-
bar ist, die Störungssituation zu vermeiden. Während Kunden eines Kaufhauses 
oder eines Restaurants in aller Regel ohne Schwierigkeiten zu einem anderen 
Vertragspartner  wechseln können, wenn ihnen das Publikum nicht behagt, sind 
Mieter auf ihre Wohnung und Arbeitnehmer auf ihren Arbeitsplatz in erhebli-
chem Maße angewiesen. Ein Wechsel kann nicht nur persönlich eine Härte 
bedeuten, weil Arbeitsplatz und Wohnung Lebensmittelpunkte darstellen. Er 
führt  auch dazu, daß der Betreffende  auf eine gesicherte Position und auch 
Anwartschaften verzichten muß, vor allem auf einen von der Vertragsdauer 
erheblich mitgeprägten Kündigungsschutz. 

I I . Gang der Darstellung 

Ziel der vorliegenden Untersuchung ist es, die zivilrechtlichen Grundlagen 
der Rechtsbeziehungen zwischen Nebenparteien zu erarbeiten. Während schon 
weitere Spezialgesetze zum Schutz vor antisemitischer und vor ausländer-
feindlicher Belästigung9 sowie zur Einrichtung weiterer Schutzbeauftragter - in 
Anlehnung an Datenschutz-, Wehr- und Frauenbeauftragte - erwogen werden,10 

erscheint es angezeigt zu untersuchen, inwieweit bereits das Privatrecht und die 
damit begründete private Rechts- und Interessenverfolgung  Möglichkeiten gibt, 
die Beziehungen der Nebenparteien zu ordnen. Andere Lösungswege sollen 

9 So andeutungsweise Krummel/Küttner,  NZA 1996, 67, 75 f., sowie Haller/Koch,  NZA 1995, 
356, 360. 

10 Däubler,  Arbeitsrecht 2, 5.3.2 Fn. 66 und 67 (S. 279). 


